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Eingruppierung –  
wissenschaftliche 
Hochschulbildung

In diesem Fall geht es um die Eingruppierung 
einer Amtsleiterin des Schulverwaltungs- und 
Kulturamtes eines Landkreises. Die Stelle war 
mit der Entgeltgruppe 14 bewertet und die Klä-
gerin bekleidete diese zunächst kommissarisch. 
Dafür erhielt sie zu ihrer eigentlichen Eingruppie
rung in der Entgeltgruppe 9a gem. § 14 TVöD-V 
eine Zulage in Höhe der Differenz zur Entgelt-
gruppe 14. Mit der dauerhaften Übertragung der 
Stelle gruppierte die beklagte Arbeitgeberin die 
Klägerin in die Entgeltgruppe 13 ein, da ihr ein 
Studium – wie es die Entgeltgruppen 13 bis 15 
voraussetzten – fehlt. Eine Höhergruppierung in 
die Entgeltgruppe 14 lehnte die Beklagte auf An-
trag der Klägerin ab.
Die Klägerin trug vor dem Arbeitsgericht und 
später vor dem LAG Mecklenburg-Vorpommern 
(Urt. v. 7.12.2021 – 5 Sa 123/21; rk.) vor, dass sie 
zwar nicht über eine abgeschlossene wissen-
schaftliche Hochschulbildung verfüge, jedoch als 
sonstige Beschäftigte im Sinne der Entgelt-
gruppe 13/Entgeltgruppe 14 TVöD-V aufgrund 
gleichwertiger Fähigkeiten und Erfahrungen ent-
sprechende Tätigkeiten ausübe. Sie habe die Aus-
bildung zur Verwaltungsfachwirtin absolviert und 
zudem durch ihre langjährige Tätigkeit auf ver-
schiedenen Rechts- und Sachgebieten ein großes 
Erfahrungswissen gewonnen. Und sie habe sich 
stets durch zahlreiche Fortbildungen weiter
gebildet.

Das LAG prüfte zunächst die Bildung der Arbeits-
vorgänge. Die Leitungstätigkeit der Klägerin stelle 
mit Blick auf die BAG-Rechtsprechung einen ein-
heitlichen Arbeitsvorgang dar. Sodann bejahte 
das LAG die Heraushebung in die Entgelt-
gruppe 14. Das LAG kam dann zu dem Ergebnis, 
dass die Klägerin zwar nicht über den formal ge-
forderten Studienabschluss verfüge, jedoch über 
einen entsprechend gleichwertigen großen und 
breiten Wissensstand verfüge. Sie habe die Stelle 
bereits für ein knappes Jahr bekleidet. Die Klä-
gerin habe sich im Laufe der Jahre die notwen-
digen betriebswirtschaftlichen Fachkenntnisse 
erarbeitet und sie verfüge trotz des fehlenden 
Hochschulstudiums über die notwendige Akzep-
tanz auf den verschiedenen Ebenen der Land-
kreisverwaltung, um die Belange ihres Amtes 
gegenüber anderen vertreten und wahren zu kön-
nen. Das LAG bejahte damit letztlich das subjek-
tive Tätigkeitsmerkmal des sog. Sonstigen.

Berufserfahrung
Die Parteien streiten über die zutreffende Stu-
fenzuordnung gem. TV-L. Die Klägerin war bei 
der Beklagten, einer Klinik, seit dem 1.9.2007 
als Operationsfachschwester zunächst mit der 
Entgeltgruppe 9a Stufe 3 angestellt und begehrte 
die Zuordnung zur Stufe 5. § 16 Abs. 2 TV-L be-
schränke die Stufenzuordnung bei der Einstellung 
von Beschäftigten, die von einem anderen Ar-
beitgeber wechseln, unzulässig auf die Stufe 3. 
Zwar handele es sich vorliegend nicht um einen 
grenzüberschreitenden Sachverhalt, es sei jedoch 
evident ungerecht, wenn im EU-Ausland absol-
vierte Vorbeschäftigungszeiten angerechnet wer-
den müssen, dies jedoch für im Inland absolvierte 
Beschäftigungszeiten nicht gelte.
Die beklagte Klinik argumentierte: Auf die Ent-
scheidung des EuGH vom 23.4.2020 (C-710/18) 
könne sich die Klägerin angesichts des hier vor-
liegenden rein innerdeutschen Sachverhalts nicht 
berufen. Die tariflichen Normen, nach denen sich 
die Einstufung richte, verstießen nach höchst-
richterlicher Rechtsprechung nicht gegen Art. 3 
GG, weil es sich nicht um „wesentlich Gleiches“ 
handele. Da die Klägerin ihre einschlägige Be-
rufserfahrung ausschließlich in Deutschland er-
worben habe, fehle es an einem europäischen 
Bezug. Das LAG Mecklenburg-Vorpommern (Urt. 
v. 23.11.2021 – 2 Sa 86/21) lehnte eine Ungleich-
behandlung mit dieser Begründung ab. Die Stu-
fenbegrenzung des § 16 Abs. 2 TV-L sei nur dann 
nicht anwendbar, wenn im EU-Ausland gewon-
nene Berufserfahrung (voll) anzurechnen sei.

TVöD-Erschwerniszulage 
bei FFP2-Maskenpflicht?
Die Klägerin war bei der beklagten Klinik als haus-
wirtschaftliche Helferin tätig. Sie begehrte eine 
Erschwerniszulage gem. § 19 TVöD, weil das Tra-
gen einer FFP2-Maske bei hauswirtschaftlichen 
Arbeiten eine außergewöhnliche Erschwernis dar-
stelle. Unabhängig davon hätten ihre Kollegen 
eine Erschwerniszulage erhalten. Deswegen 
greife der arbeitsrechtliche Gleichbehandlungs-
grundsatz.

Die Beklagte sah dies anders. Das Tragen einer 
FFP2-Maske bei hauswirtschaftlichen Arbeiten 
sei eine Schutzmaßnahme zur Verhinderung einer 
Ansteckung mit dem Coronavirus; Schutzmaß-
nahmen rechtfertigten keine Erschwerniszulage. 
Andere Kollegen hätten keine Erschwerniszulage 
erhalten, allenfalls gelte für Beschäftigte der 

Service-GmbH der Gebäudereinigertarifvertrag, 
der weitere Zulagen speziell für das Tragen von 
Schutzkleidung enthalte.
Nach § 19 Abs. 1 Satz 1 TVöD werden Erschwer-
niszuschläge für Arbeiten gezahlt, die außer
gewöhnliche Erschwernisse beinhalten. Außer-
gewöhnliche Erschwernisse ergeben sich nach 
§ 19 Abs. 2 TVöD grundsätzlich nur bei Arbeiten 
u. a. mit besonderer Gefährdung. Für die Arbei-
ten müssen aber solche Umstände gelten, die 
über normale oder erhöhte Belastungen hinaus-
gehen, da die Tatbestände mit den Worten „be-
sonders” und „extrem” beschrieben werden. Zu-
schläge werden nach § 19 Abs. 3 TVöD aber dann 
nicht gewährt, wenn der außergewöhnlichen Er-
schwernis durch geeignete Vorkehrungen, ins-
besondere zum Arbeitsschutz, Rechnung getra-
gen wird, so das ArbG Karlsruhe in seinem Ur-
teil vom 8.12.2021 (9 Ca 238/21, rk).

Hauswirtschaftliche Arbeiten mit einer FFP2-
Maske für sich genommen sind zwar eine Er-
schwernis, aber keine außergewöhnliche Er-
schwernis i. S. v. § 19 Abs. 1 Satz 1 TVöD. Die 
Klägerin hat auch keine Kollegen benannt, die 
nach TVöD vergütet werden und eine Erschwer-
niszulage erhalten. Unabhängig davon gibt es 
für die Ungleichbehandlung einen sachlichen 
Grund in der Anwendung verschiedener Tarif-
verträge: Denn während der § 10 Nr. 1.2 RTV Ge-
bäudereiniger eine 10-%-Zulage für „Arbeiten, 
bei denen eine vorgeschriebene Atemschutz-
maske getragen wird“ vorsieht, sehe dies § 19 
TVöD gerade nicht vor.
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